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Präambel 
 
Definition der Lebensmitteltechnologie 
Die Lebensmitteltechnologie beschäftigt sich mit der Anwendung der Lebensmittel-
wissenschaften auf alle Aspekte der Auswahl und Verarbeitung der Rohstoffe sowie 
der Konservierung, Verpackung, Lagerung und Verteilung sicherer, nachhaltiger, 
qualitativ hochwertiger und den rechtlichen Vorgaben gerecht werdender Lebensmit-
tel. Dies beinhaltet auch die Entwicklung innovativer Verfahren und Technologien zur 
Prozessverbesserung bei der Herstellung von Lebensmitteln. 
 
§ 1  Name, Sitz, Geschäftsjahr 
(1)  Die Gesellschaft führt den Namen “Gesellschaft Deutscher Lebensmitteltechno-
logen e.V.” (GDL). 
(2)  Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Berlin. 
(3)  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr (1. Januar bis 31. Dezember). 
 
§ 2  Zweck der Gesellschaft 
(1)  Die Gesellschaft Deutscher Lebensmitteltechnologen hat sich zur Aufgabe ge-
macht, die Lebensmitteltechnologie auf gemeinnütziger Grundlage zu fördern. Der 
Erfüllung dieser Aufgabe dienen: 
1. die Förderung der Lebensmitteltechnologie sowie verwandter Wissenschaften; 
2. der Informations- und Meinungsaustausch zwischen Wissenschaft und Praxis; 
3. die Förderung von Aus- und Fortbildung auf dem Gebiet der Lebensmitteltechno-
logie; 
4. die Verbindung zu wissenschaftlichen Lehr- und Forschungsstätten des In- und 
Auslandes; 
5. die Zusammenarbeit mit Verbänden und Gesellschaften verwandter Zielsetzung im 
In- und Ausland; 
6. die Vertretung der Interessen der Lebensmitteltechnologie auf nationaler und in-
ternationaler Ebene. 
(2) Die Gesellschaft Deutscher Lebensmitteltechnologen verfolgt ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts “Steuerbegünstigte Zwe-
cke” der Abgabenverordnung. Die Gesellschaft ist selbstlos tätig, sie verfolgt nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Sie erstrebt keinen Gewinn und verausgabt 
ihre Mittel lediglich zur Erreichung der festgelegten Ziele. 
 
§ 3  Mitgliedschaft 
(1)  Ordentliche Mitglieder der Gesellschaft können diejenigen Personen des In- und 
Auslandes werden, 
1. die das Studium der Lebensmitteltechnologie oder verwandte Studien abgeschlos-
sen haben, 
2. die anerkannte Leistungen auf dem Gebiet der Lebensmitteltechnologie oder ver-
wandter Disziplinen nachweisen können und 
3. Studenten der Lebensmitteltechnologie oder verwandter Studiengänge. 
(2)  Kooperative Mitglieder können aus dem In- und Ausland werden: 
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1. solche Personen, die an der Mitarbeit in der Gesellschaft interessiert sind oder die 
Zwecke der Gesellschaft allgemein unterstützen, 
2. juristische Personen (Firmen, Körperschaften, Behörden, wissenschaftliche Institu-
te und Vereine mit ähnlichen Bestrebungen). 
(3)  Ehrenmitgliedschaften können an Persönlichkeiten vergeben werden, die sich 
um die Gesellschaft oder die Lebensmitteltechnologie verdient gemacht haben. Eh-
renmitglieder haben die gleichen Rechte wie ordentliche Mitglieder, sind aber nicht 
zur Zahlung von Beiträgen verpflichtet. 
 
§ 4  Beginn und Beendigung der Mitgliedschaft 
(1) Der Antrag auf Mitgliedschaft muss schriftlich an die Gesellschaft gerichtet wer-
den. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. 
(2)  Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 
(3)  Der Austritt muss der Geschäftsstelle der Gesellschaft gegenüber schriftlich er-
klärt werden. Kündigt ein Mitglied die Mitgliedschaft vor dem 1. Oktober eines Kalen-
derjahres, so erlischt seine Mitgliedschaft mit Ende dieses Kalenderjahres, andern-
falls mit dem Ende des folgenden Kalenderjahres. 
(4)  Der Ausschluss ist zulässig, wenn ein Mitglied in grober Weise gegen die Sat-
zung und/oder gegen den Verhaltenskodex der Gesellschaft verstoßen hat oder sat-
zungsgemäß gefassten Beschlüssen trotz schriftlicher Aufforderung nicht Folge leis-
tet. Vor dem Inkrafttreten des Beschlusses ist das betroffene Mitglied zu hören. Ge-
gen den Beschluss ist eine Beschwerde vor der Mitgliederversammlung zulässig. Die 
Mitgliederversammlung entscheidet endgültig mit Zweidrittel-Mehrheit der anwesen-
den Mitglieder über den Ausschluss. 
(5)  Die Mitgliedschaft erlischt durch Entscheid des Vorstandes, wenn der Jahresbei-
trag nicht bis zum Schluss des Kalenderjahres bezahlt ist und trotz schriftlicher Mah-
nung, die einen Hinweis auf das Erlöschen der Mitgliedschaft enthalten muss, nicht 
innerhalb von einem Monat eingeht. 
 
§ 5  Rechte und Pflichten der Mitglieder 
(1)  Alle Mitglieder haben das Recht, 
1.  die Einrichtungen der Gesellschaft entsprechend der Satzung und den Beschlüs-
sen der Organe der Gesellschaft in Anspruch zu nehmen; 
2.  nach Maßgabe der Satzung ihre Stimme abzugeben; 
3.  Anträge an die Organe der Gesellschaft zu richten; 
4.  Berufung gegen Beschlüsse des Vorstandes bei der Mitgliederversammlung ein-
zulegen. 
(2)  Die Mitglieder der Gesellschaft verpflichten sich, ihren Beruf im Bewusstsein ihrer 
Verantwortung gegenüber Leben und Gesundheit der Bevölkerung auszuüben und 
dem Ansehen der Lebensmitteltechnologie sowie der Gesellschaft in der Öffentlich-
keit nicht zu schaden. 
(3)  Die Mitglieder der Gesellschaft erkennen die von ihren Organen satzungsgemäß 
gefassten Beschlüsse an. Sie sind verpflichtet, die gefassten Beschlüsse durchzufüh-
ren und die Arbeit der Gesellschaft zu unterstützen. 
(4)  Die Jahresbeiträge und deren Zahlungsweise werden von der Mitgliederver-
sammlung beschlossen. Der Jahresbeitrag muss grundsätzlich bis zum 31. März des 
laufenden Kalenderjahres bezahlt werden. Bei Eintritt bis zum 30. September muss 
der Mitgliedsbeitrag für das laufende Jahr noch bezahlt werden. 
 
§ 6  Organe 
Die Organe der Gesellschaft sind: 
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 1.  die Mitgliederversammlung; 
 2.  der Vorstand; 
 3.  der Beirat; 
 4.  der Wissenschaftliche Beirat; 
 5.  die Fachgruppen. 
         
§ 7  Mitgliederversammlung 
 
(1) Alle Mitglieder haben das aktive Wahlrecht. Nur ordentliche Mitglieder haben 
auch das passive Wahlrecht. Ordentliche Mitglieder, kooperative Mitglieder und Eh-
renmitglieder haben in der Mitgliederversammlung jeweils eine Stimme. Abwesende 
Mitglieder können sich durch mit schriftlicher Vollmacht ausgestattete anwesende 
Mitglieder vertreten lassen. Jede(r) Bevollmächtigte darf nur ein Mitglied vertreten. 
(2) Grundsätzlich kann eine Mitgliederversammlung auch elektronisch oder dual 
(Präsenz/on-line) durchgeführt werden. Für die Durchführung von Wahlen hat der 
Vorstand in diesem Fal-le ein elektronisches Wahlverfahren anzubieten, das nach-
weislich die fünf allgemeinen Wahlgrundsätze (frei, gleich, geheim, allgemein und 
unmittelbar) gewährleistet. 
(3)  In jedem Geschäftsjahr findet eine ordentliche Mitgliederversammlung statt. Eine 
außerordentliche Mitgliederversammlung muss im Bedarfsfalle vom Präsidenten ein-
berufen werden, wenn der Vorstand oder mindestens zehn Prozent der Gesamtzahl 
der Mitglieder dies für notwendig erachtet. 
(4)  Durch den Vorstand ist zur ordentlichen Mitgliederversammlung mindestens vier 
Wochen, zu außerordentlichen Mitgliederversammlungen mindestens zwei Wochen 
vorher schriftlich unter Beifügung der Tagesordnung und der vorliegenden Anträge 
einzuladen. Anträge zur Satzungsänderung oder zur Auflösung der Gesellschaft 
müssen mindestens vier Wochen vorher mit der Einladung zur Mitgliederversamm-
lung bekanntgegeben werden. Maßgebend für die Einhaltung der Fristen ist das Da-
tum des Poststempels. 
(5)  Die Mitgliederversammlung ist bei ordnungsgemäßer Einberufung beschlussfä-
hig. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; Stimmenthaltungen werden 
nicht berücksichtigt. 
(6)  Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben: 
1.  Wahl der drei Präsidenten; 
2.  Wahl von sechs Mitgliedern des Beirates; 
3.  Wahl der Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirates; 
4.  Entgegenname der Berichte von Fachgruppen, Regionalgruppen und Arbeits-
gruppen. 
5.  Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes, der Rechnungslegung sowie Ertei-
lung der Entlastung des Vorstandes; 
6.  Genehmigung des Haushaltsplanes; 
7.  Beschlussfassung über Satzungsänderungen; Beschlüsse über eine Satzungsän-
derung bedürfen einer Mehrheit von 75 % der abgegebenen Ja- und Nein-Stimmen;
   
8.  Festsetzung der Mitgliedsbeiträge; 
9.  Beratung über Anträge und sonstige Aufgaben; 
10.  Wahl von zwei Revisoren, die die Geschäftsabläufe der Kassenführung im abge-
laufenen Geschäftsjahr mindestens sechs Wochen vor der Mitgliederversammlung 
prüfen und ihren Bericht schriftlich der Mitgliederversammlung vorlegen. Der Bericht 
ist mit der Einladung zur Mitgliederversammlung zu versenden. 
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(7)  Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Ver-
sammlungsleiter und einem Vorstandsmitglied zu unterzeichnen ist. Das Protokoll 
der Mitgliederversammlung wird allen Mitgliedern zugänglich gemacht. 
 
§ 8  Vorstand 
(1)  Dem Vorstand gehören an: 
 I.   Präsident/in 
 II.  1. stellvertretende(r) Präsident/in 
 III. 2. stellvertretende(r) Präsident/in 
 IV. Geschäftsführer/in 
(2)  Die Sprecher des Beirates sowie des Wissenschaftlichen Beirates sind ständige 
Gäste des Vorstandes, jedoch ohne Sitz und Stimme. 
(3)  Die Wahrnehmung der Geschäftsführungsaufgaben obliegen dem Geschäftsfüh-
rer/der Geschäftsführerin. 
(4)  Der (die) Präsident/in und der (die) Geschäftsführer/in vertreten die Gesellschaft 
als gesetzliche Vertreter gerichtlich und außergerichtlich im Sinne des § 26 BGB. 
Das Präsidium kann für die Wahrnehmung der Interessen der Gesellschaft vor Ge-
richt einen geeigneten Vertreter beauftragen. 
In-Sich-Geschäfte sind nicht zulässig. Es gilt §181 BGB.  
(3)  Die drei Präsidenten der Gesellschaft werden von der Mitgliederversammlung 
einzeln, entsprechend der jeweiligen Position, gewählt. Die Wahl gilt für zwei Jahre. 
Beim Amt des Präsidenten ist nur eine einmalige Wiederwahl möglich, bei den stell-
vertretenden Präsidenten ist Wiederwahl möglich. Die Amtsgeschäfte werden bei 
Bedarf bis zu einer Neuwahl fortgesetzt. Für den Geschäftsführer gilt § 9. 
(4)  Jedes Mitglied des Vorstandes hat im Abstimmungsfalle ein Stimmrecht. Bei 
Stimmengleichheit wird die bereits abgegebene Stimme des Präsidenten doppelt 
gewertet. Der Vorstand beschließt mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Über Beschlüs-
se des Vorstandes ist ein Protokoll anzufertigen.  
(5)  Aufgaben des Vorstandes sind: 
1.  Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 
2.  unmittelbare Erledigung der laufenden Geschäfte; 
3.  Führung der Mitgliederkartei, der Bücher und der Kasse; 
4.  Aufstellung des Arbeitsplanes; 
5.  Vorbereitung der Mitgliederversammlung und anderer Veranstaltungen; 
6.  Zusammenarbeit mit anderen Organisationen; 
7.  Berufung von sechs Mitgliedern des Beirates; 
8.  Berufung oder Auflösung von Arbeitsgruppen nach Bedarf; 
9.  Aufnahme von Mitgliedern; 
10.  Aufstellung des Haushaltsplanes, der von der Jahresmitgliederversammlung zu 
genehmigen ist. 
(6)  Satzungsänderungen, die zur Einhaltung bestimmter Rechts- und Formvorschrif-
ten erforderlich sind, können auf Beschluss des Vorstandes vorgenommen werden. 
Die so veränderte Satzung ist unverzüglich nach Eintragung mit dem nächsten Mit-
glieder-Rundschreiben den Mitgliedern zur Kenntnis zu geben. 
 
§ 9  Geschäftsführer 
(1)  Die Einstellung des Geschäftsführers obliegt dem Präsidenten/der Präsidentin 
und den Stellvertretern. 
(2)  Es gilt § 181 BGB. 
 
§ 10  Beirat 
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(1)  Der Beirat berät den Vorstand in allen Fragen und soll gleichzeitig Bindeglied zur 
Mitgliederversammlung sein. Er kann vom Vorstand angerufen oder auch eigeninitia-
tiv werden. 
(2)  Der Beirat besteht aus zwölf gleichberechtigten Mitgliedern. 
(3)  Sechs Mitglieder des Beirates werden von der Mitgliederversammlung gewählt. 
Sechs weitere Mitglieder werden vom Vorstand berufen. Wahl und Amtsdauer des 
Beirates ist an Wahl und Amtsdauer des Vorstandes gekoppelt. 
Die drei Präsidenten/innen der Gesellschaft können nicht in den Beirat gewählt oder 
berufen werden. Die Tätigkeit ist ehrenamtlich. 
(4)  Der Beirat wählt aus seiner Mitte durch einfache Abstimmung einen Sprecher, 
der satzungsgemäß auch ständiger Gast des Vorstandes ist. Wiederwahl ist möglich. 
(5)  Von den Sitzungen ist ein Protokoll anzufertigen. 
 
§ 11  Wissenschaftlicher Beirat 
(1)  Der Wissenschaftliche Beirat leitet und koordiniert die wissenschaftliche Arbeit 
der Gesellschaft; er berät den Vorstand, die Fach-, Regional- und Arbeitsgruppen in 
allen wissenschaftlichen Fragen. 
(2)  Der Wissenschaftliche Beirat besteht aus sieben gleichberechtigten Mitgliedern. 
In den Wissenschaftlichen Beirat können nur ordentliche Mitglieder gewählt werden; 
sie dürfen nicht gleichzeitig Funktionen gemäß § 8 wahrnehmen.  
(3)  Die Wahl der Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirates erfolgt alle zwei Jahre 
im Wechsel mit den Wahlen zum Vorstand durch die Mitgliederversammlung. Alle 
Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirates werden in einem Wahlgang gewählt, 
Wiederwahl ist möglich. Auf Antrag können die Mitglieder des Wissenschaftlichen 
Beirates einzeln gewählt werden. Die Wahlen sind daran auszurichten, dass die Brei-
te der Lebensmitteltechnologie widergespiegelt wird. Die Tätigkeit ist ehrenamtlich. 
(4)  In der konstituierenden Sitzung wählen die Mitglieder des Wissenschaftlichen 
Beirates durch einfache Abstimmung einen Sprecher aus ihrer Mitte, der satzungs-
gemäß auch ständiger Gast des Vorstandes ist.  
(5)  Von den Sitzungen ist ein Protokoll anzufertigen.   
 
§ 12  Fachgruppen 
(1)  Fachgruppen können nach Bedarf durch den Vorstand oder die Mitgliederver-
sammlung eingerichtet sowie auch wieder aufgelöst werden. 
(2)  Auf Meldung kann jedes Mitglied der Gesellschaft Mitglied in einer oder in mehre-
ren Fachgruppen werden. Die Tätigkeit ist ehrenamtlich. 
(3)   
In der konstituierenden Sitzung wählen die Mitglieder der Fachgruppe durch einfache 
Abstimmung einen Sprecher aus ihrer Mitte. 
(4)  Von den Sitzungen der Fachgruppen ist ein Protokoll anzufertigen. 
(5)  Die Aktivitäten der Fachgruppen erfolgen insbesondere hinsichtlich finanzieller 
Fragen in Abstimmung mit dem Vorstand. 
 
§ 13  Regionalgruppen 
(1) Um den Kontakt der Mitglieder in den Regionen zu verbessern, können Regional-
gruppen gegründet werden, welche mit Unterstützung der Geschäftsstelle geeignete 
Maßnahmen entwickeln und durchführen. 
(2)  Eine Regionalgruppe kann durch den Vorstand oder die Mitgliederversammlung 
eingerichtet oder aufgelöst werden. 
(3) Jedes Mitglied der Gesellschaft kann Mitglied in einer Regionalgruppe werden. 
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(4) Die Mitglieder einer Regionalgruppe benennen durch einfache Abstimmung einen 
Sprecher aus ihrer Reihe, der den Kontakt zum Vorstand und zur Geschäftsstelle 
hält. Die Tätigkeit ist ehrenamtlich. 
(4)  Die Aktivitäten der Regionalgruppen erfolgen insbesondere hinsichtlich finanziel-
ler Fragen in Abstimmung mit dem Vorstand. 
 
§ 14  Arbeitsgruppen 
(1) Zur Bearbeitung einer konkreten Aufgabenstellung kann durch die Mitgliederver-
sammlung oder durch den Vorstand eine Arbeitsgruppe gebildet werden.  
(2)  Angehörige der Arbeitsgruppen können alle Mitglieder der Gesellschaft werden. 
Eine Arbeitsgruppe sollte aus höchstens sieben Mitgliedern bestehen. 
(3) Die Mitglieder der Arbeitsgruppe werden von der Mitgliederversammlung oder 
vom Vorstand berufen. Die Tätigkeit ist ehrenamtlich. 
(4) Die Wahl des Sprechers findet durch einfache Abstimmung unter den Mitgliedern 
der Arbeitsgruppe statt. 
(5) Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe unterliegen vor der Veröffentlichung der Zu-
stimmung des Vorstandes. Bei Ablehnung wird der Antrag auf Veröffentlichung der 
Mitgliederversammlung vorgelegt. 
(6) Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe werden auf der Mitgliederversammlung be-
kanntgegeben. 
(7) Die Arbeit einer Arbeitsgruppe endet mit der Vorlage des Abschlussberichtes. 
Ferner kann eine Arbeitsgruppe durch das einsetzende Organ aufgelöst werden.  
 
§ 15  Datenschutz 
(1) Mit dem Beitritt eines Mitglieds nimmt die Gesellschaft Name, Vorname, Titel, 

Firma/Branche, Gewünschte Korrespondenzadresse (privat oder beruflich): Stra-
ße und Hausnummer oder Postfach, Postleitzahl, Ort sowie Telefonnummer, 
Faxnummer und E-Mail-Adresse auf. Ferner wird gefragt, ob eine SEPA-
Lastschrift gewünscht ist. Bei studentischen Mitgliedern werden zudem der Studi-
engang sowie die Semesterzahl zum Eintrittstermin erhoben. Bei fördernden Mit-
gliedern zusätzlich der Name einer Kontaktperson. 

(2) Diese Informationen werden in dem vereinseigenen EDV-System gespeichert. 
Jedem Vereinsmitglied wird dabei eine Mitgliedsnummer zugeordnet. Die perso-
nenbezogenen Daten werden durch geeignete technische und organisatorische 
Maßnahmen vor der Kenntnisnahme Dritter geschützt. 

(3) Sonstige Informationen und Informationen über Nichtmitglieder werden von der 
Gesellschaft grundsätzlich intern nur verarbeitet, wenn sie zur Förderung der Zie-
le der Gesellschaft nützlich sind (z.B. Kontaktdaten von möglichen Referenten 
oder von möglichen Interessenten an den Veranstaltungen der Gesellschaft) und 
keine Anhaltspunkte bestehen, dass die betroffene Person ein schutzwürdiges In-
teresse hat, das der Verarbeitung entgegensteht. 

(4) Den Organen der Gesellschaft, allen Mitarbeitern oder sonst für die Gesellschaft 
Tätigen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als den 
zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu 
geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht 
auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus der Gesellschaft 
hinaus. 

(5) Jedes Vereinsmitglied hat das Recht auf:  
1. Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten;  
2. Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie unrich-

tig sind;  
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3. Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei behaupte-
ten Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit feststellen lässt;  

4. Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Speicherung 
unzulässig war. 

(6) Weitergabe von Mitgliedsdaten an Vereinsmitglieder: Die Gesellschaft gibt auf 
Beschluss der Mitgliederversammlung in zweijährigem Rhythmus ein gedrucktes 
Mitgliederverzeichnis heraus, in welchem alle Mitglieder mit Adresse und Arbeit-
geber aufgeführt werden. Die Aufnahme in das Mitgliedsverzeichnis unterbleibt, 
wenn das Mitglied dieser widersprochen hat. Das Mitgliederverzeichnis wird allen 
Mitgliedern und nur diesen zur persönlichen Verwendung zur Verfügung gestellt. 

(7) Alle Mitglieder der Gesellschaft erhalten als Teil ihrer Mitgliedschaft ein Abonne-
ment der Fachzeitschrift LEBENSMITTELTECHNIK aus dem Food Medien Verlag 
Hamburg. Der Versand dieser Fachzeitschrift erfolgt durch den Verlag, weshalb 
die Daten, die für die postalische Zustellung notwendig sind, an den Verlag über-
geben werden. Der Verlag ist vertraglich verpflichtet, die Daten nicht zu anderwei-
tigen Aktivitäten zu verwenden oder an Dritte weiterzugeben. Sollte ein Mitglied 
dem Bezug der LEBENSMITTELTECHNIK widersprechen, so wird dies dem Ver-
lag mitgeteilt und die Kontaktdaten werden aus dem Verteiler des Verlages ge-
strichen. 

(8) Beim Austritt, Ausschluss oder Tod des Mitglieds werden die personenbezogenen 
Daten des Mitglieds archiviert. Personenbezogene Daten des austretenden Mit-
glieds, die die Kassenverwaltung betreffen, werden gemäß den steuergesetzli-
chen Bestimmungen bis zu zehn Jahre ab der schriftlichen Bestätigung des Aus-
tritts durch die Gesellschaft aufbewahrt. 

(9) Für den Zugriff auf das Internetangebot der Gesellschaft Deutscher Lebensmittel-
technologen e.V. gelten die in der speziellen Datenschutzerklärung detailliert dar-
gelegten und auf der Internetseite verfügbaren Datenschutzbestimmungen. 

 
§ 16  Vermögen der Gesellschaft  
(1) Mittel der Gesellschaft dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Gesellschaft. 
(2) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Gesellschaft fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 
 
§ 17  Auflösung der Gesellschaft 
(1)  Über die Auflösung der Gesellschaft entscheidet die Mitgliederversammlung mit 
Dreiviertel-Mehrheit aller stimmberechtigten Mitglieder. Stimmberechtigte Mitglieder, 
die an der Mitgliederversammlung nicht teilnehmen können, haben die Möglichkeit, 
durch Brief abzustimmen. 
(2)  Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt 
das Vermögen der Gesellschaft an eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung zur Förderung 
von Berufsbildung, Wissenschaft und Forschung auf dem Gebiet der Lebensmittel-
technologie. Über diese Verwendung des Vermögens entscheidet die Mitgliederver-
sammlung. 
 
§ 18  Inkrafttreten der Satzung 
Diese Satzung tritt mit dem Eintrag ins Vereinsregister in Kraft. 
 


